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Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
Forschungsflughafen-West WA 70 
Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange zur Beteiligung gemäß § 4 (2) BauGB in der Zeit vom 16. Februar bis zum 
19. März 2010 
 
 
Stellungnahme Nr. 1 
Schreiben der 
Braunschweiger Verkehrs-AG 
vom 22. März 2010 

Stellungnahme der Verwaltung 

 
Dieser B-Plan tangiert die künftige RSB-
Trasse in Richtung Gifhorn, die in diesem 
Abschnitt nach EBO betrieben werden 
soll. Nördlich des Bahnüberganges der 
Forststraße grenzt der B-Plan direkt an 
die Gleistrasse, dort ist auf 6,5 m Breite 
ein Geh- und Radweg vorgesehen, der 
zum Haltpunkt Bienrode führt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die 
Planungen des ZGB zum Projekt Regio-
StadtBahn in diesem EBO-Abschnitt zu 
berücksichtigen sind. 
 
Für die Buserschließung sind im Rahmen 
eines Straßenausbauplanes der städti-
schen Verkehrsplanung Bushaltestellen 
im Knoten Forststraße/ Hermann-Blenk-
Straße vorgesehen. Es ist nicht erkenn-
bar, ob diese Planungen im B-Plan be-
rücksichtigt wurden. 
 
Wir bitten dies zu prüfen und entspre-
chend zu berücksichtigen. 

 
Die benachbarten Planungen zum Projekt 
RegioStadtBahn werden durch die vorge-
sehenen Festsetzungen des Bebauungs-
planes nicht beeinträchtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die im Bebauungsplan festgesetzte öf-
fentliche Straßenverkehrsfläche ent-
spricht dem erforderlichen Flächenbedarf 
der städtischen Verkehrsplanung einschl. 
der Bushaltestellen im Knoten Forststra-
ße/ Hermann-Blenk-Straße. Eine konkre-
te Festsetzung der Haltestellen erfolgt im 
Bebauungsplan nicht. 
 

 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Belange werden bereits durch die 
bisherige Planung berücksichtigt. Ände-
rungen oder Ergänzungen des Be-
bauungsplanentwurfes sind nicht erfor-
derlich. 
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Stellungnahme Nr. 2 
Schreiben von BS Energy 
vom 22. Februar 2010 

Stellungnahme der Verwaltung 

 
Wir beabsichtigen diesen Bereich mit 
Fernwärme/ Nahwärme zu erschließen. 
Bitte berücksichtigen Sie die Fernwärme/ 
Nahwärme bei weiteren Planungen. 

 
Die Stellungnahme wurde zur entspre-
chenden Berücksichtigung bei der Koor-
dination der Erschließungsmaßnahmen 
an die zuständige Dienststelle (Referat 
0600) weitergeleitet.  
 

 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Zur Berücksichtigung des Belanges sind  
keine Änderungen oder Ergänzungen des 
Bebauungsplanentwurfes erforderlich. 
 

Stellungnahme Nr. 3 
Schreiben der 
DB Services Immobilien GmbH 
vom 25. Februar 2010 

Stellungnahme der Verwaltung 

 
Die DB Services Immobilien GmbH, als 
von der Deutschen Bahn AG bevollmäch-
tigtes Unternehmen, übersendet Ihnen 
hiermit nachstehend die Stellungnahme 
der Deutschen Bahn AG zu obengenann-
tem Verfahren. 
In unmittelbarer Nachbarschaft zu oben-
genanntem Vorhaben verläuft die plan-
festgestellte Eisenbahnstrecke (1902) 
Braunschweig – Gifhorn. 
Aus eisenbahntechnischer Sicht beste-
hen keine Bedenken gegen den Be-
bauungsplan "Forschungsflughafen-
West", WA 70, wenn nachfolgende Aufla-
gen und Hinweise beachtet werden: 
 
 Die Betriebsfähigkeit und der Be-

stand der Eisenbahnanlagen dürfen 
in keiner Weise beeinträchtigt wer-
den. 

 In der Nähe von Bahnstrecken kann 
es zu Immissionen durch den Bahn-
betrieb kommen; deshalb ist bei der 
Schaffung neuer Nutzungs- und Bau-
rechte nach dem Prioritätsgrundsatz 
auf bestehende Rechte Rücksicht zu 
nehmen und eventuell erforderliche 
(Schall-) Schutzmaßnahmen sind 
dem Planungsträger der neu hinzu-
kommenden Nutzung und nicht der 
Deutschen Bahn AG aufzuerlegen. 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Eine Beeinträchtigung der benach-

barten Bahnnutzung durch die vorge-
sehenen Festsetzungen des Be-
bauungsplanes ist nicht erkennbar. 

 Die möglichen Immissionen durch 
den Bahnbetrieb sind im für den Be-
bauungsplan erstellten Schallgutach-
ten berücksichtigt worden. Die Er-
kenntnisse aus diesem Schallgutach-
ten und die Auswirkungen auf die neu 
hinzukommende Nutzung sind in die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes 
eingeflossen. Somit ist sichergestellt, 
dass ggf. erfordl. (Schall-) Schutz-
maßnahmen nicht der Deutschen 
Bahn AG auferlegt werden können. 
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 Geplante Bepflanzungen in der Nähe 

der Bahn sind mit der DB Netz AG 
gesondert abzustimmen. Das Merk-
blatt – Bepflanzungen an Bahnstre-
cken – ist hierbei zu beachten. Die-
ses Merkblatt kann – bei Bedarf – bei 
der DB Netz AG abgefordert werden. 

 
Weitere Planungswünsche, Anregungen 
oder Informationen, die für die Abwägung 
zweckdienlich sind, haben wir nicht vor-
zubringen. 
 
Wir bitten um erneute Beteiligung im ma-
teriellen Baurecht. 

 Ein entsprechender Hinweis wurde in 
die Begründung zum Bebauungsplan 
aufgenommen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sofern gesetzlich erforderlich, wird die 
Deutsche Bahn AG im Rahmen der Bau-
genehmigungsverfahren beteiligt. 
 

 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wurde teilweise be-
rücksichtigt. Der Bebauungsplanentwurf 
wurde entsprechend geändert/ ergänzt. 
 

Stellungnahme Nr. 4 
Schreiben der Deutschen Telekom AG 
vom 22. Februar 2010 

Stellungnahme der Verwaltung 

 
Zu o.g. Bebauungsplan "Forschungsflug-
hafen-West", WA 70, haben wir keine 
Einwände. 
 
Entlang der Forststraße bzw. entlang der 
Bahnstrecke Braunschweig-Gifhorn ver-
läuft im Grenzbereich zum Baugebiet im 
geplanten Anpflanzungsbereich ein Teil 
unserer TK-Linie (siehe entsprechenden 
Schriftverkehr mit (…))  Wir bitten dies 
anhand des anl. Planes zu beachten. 
Wir bitten hier noch einmal auf den im 
Bebauungsplan WA 70, "Forschungsflug-
hafen-West" aufgeführten Punkt 5.7.4 
"Leitungsrechte, Schutzstreifen für Ver- 
und Entsorgungsleitungen" explizit hin-
weisen. 
 
Allgemein möchten wir in diesem Zusam-
menhang auf folgendes hinweisen: 
Zur telekommunikationstechnischen Ver-
sorgung des Planbereiches und der neu 
zu errichtenden Gebäude durch die 
Deutsche Telekom AG ist die Verlegung 

 
 
 
 
 
Diese Leitung bzw. der erforderliche 
Schutzstreifen verläuft nur zum Teil in-
nerhalb des Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes. Für diesen Teilbereich 
wurde der erforderliche Schutzstreifen in 
die zeichnerischen (Fläche A-B-C-D-A) 
und textlichen Festsetzungen aufge-
nommen. 
Erforderliche Leitungsrechte oder 
Schutzstreifen wurden in die zeichneri-
schen oder textlichen Festsetzungen ein-
gearbeitet. 
 
 
Die Stellungnahme der Deutschen Tele-
kom AG sowie die anliegenden Leitungs-
pläne wurden zur entsprechenden Be-
rücksichtigung bei der Koordination der 
Erschließungsmaßnahmen an die zu-
ständige Dienststelle (Referat 0600) wei-
tergegeben. 
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neuer Telekommunikationslinien erforder-
lich. Leider stehen dazu die erforderli-
chen Leitungen nicht zur Verfügung, so-
dass zur Durchführung unserer Kabelver-
legungsarbeiten gegebenenfalls bereits 
ausgebaute Straßen wieder aufgebro-
chen werden müssen. 
Wir machen daher darauf aufmerksam, 
dass eine wirtschaftliche unterirdische 
Versorgung des Gewerbegebietes durch 
die Deutsche Telekom AG nur bei Aus-
nutzung aller Vorteile einer koordinierten 
Erschließung möglich ist. 
 
Wir bitten daher, folgendes sicherzustel-
len: 
 dass für den Ausbau des Telekom-

munikationsliniennetzes im Erschlie-
ßungsgebiet eine ungehinderte, un-
entgeltliche und kostenfreie Nutzung 
der künftigen Straßen und Wege 
möglich ist, 

 auf Privatwegen (Eigentümerwegen) 
ein Leitungsrecht zugunsten der 
Deutschen Telekom AG als zu belas-
tende Fläche festzusetzen entspre-
chend § 9 (1) Ziffer 21 BauGB, 

 dass eine rechtzeitige Abstimmung 
der Lage und der Dimensionierung 
der Leitungszonen vorgenommen 
wird und eine Koordinierung der Tief-
baumaßnahmen für Straßenbau und 
Leitungsbau durch den Erschlie-
ßungsträger erfolgt, d.h., für den 
rechtzeitigen Ausbau des Telekom-
munikationsnetzes sowie die Koordi-
nierung mit dem Straßenbau und den 
Baumaßnahmen der anderen Lei-
tungsträger ist es notwendig, dass 
Beginn und Ablauf der Erschlie-
ßungsmaßnahmen im Bebauungs-
plangebiet der Deutschen Telekom 
AG, T-Com, Technische Infrastruktur 
Niederlassung Nordwest, Ressort PTI 
23, Friedrich-Seele-Str. 7, 38122 
Braunschweig, so früh wie möglich, 
mindestens 6 Monate vor Baubeginn, 
schriftlich angezeigt werden. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Die im Bebauungsplan festgesetzten 

öffentlichen Straßen und Wege wer-
den der Öffentlichkeit/ Allgemeinheit 
gewidmet und sind somit auch für die 
Deutsche Telekom AG nutzbar. 
 

 Für die teilweise auf Privatgrundstück 
verlaufende vorhandene Leitung 
wurde ein Schutzstreifen zeichne-
risch und textlich gesichert (siehe 
auch oben). 

 Die Stellungnahme der Deutschen 
Telekom AG sowie die anliegenden 
Leitungspläne wurden zur entspre-
chenden Berücksichtigung bei der 
Koordination der Erschließungsmaß-
nahmen an die zuständige Dienststel-
le (Referat 0600) weitergegeben. 
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Sollten Veränderungen oder Verlegungen 
der vorhandenen Telekommunikationsli-
nien der Deutschen Telekom AG not-
wendig werden, so bitten wir Sie, sich so 
früh wie möglich, mindestens 3 Monate 
vor Baubeginn mit der Deutschen Tele-
kom AG, T-Com, PTI 23, Friedrich-Seele-
Str. 7, 381222 Braunschweig, in Verbin-
dung zu setzen, damit alle erforderlichen 
Maßnahmen (Bauvorbereitung, Kabelbe-
stellung, Kabelverlegung usw.) rechtzeitig 
eingeleitet werden können. 
 
Bei der Bauausführung ist darauf zu ach-
ten, dass Beschädigungen an Telekom-
munikationslinien vermieden werden und 
aus betrieblichen Gründen (z.B. im Falle 
von Störungen) jederzeit der ungehinder-
te Zugang zu vorhandenen Telekommu-
nikationslinien möglich ist. Es ist deshalb 
erforderlich, dass sich die Bauausführen-
den über die Lage der zum Zeitpunkt der 
Bauausführung vorhandenen Telekom-
munikationslinien bei der DeutschenTele-
kom AG beim PTI 23 (T-Com, Techni-
sche Infrastruktur Niederlassung Nord-
west, Friedrich-Seele-Str. 7, 38122 
Braunschweig) über die Lage informie-
ren. 
 
Die Kabelschutzanweisung der Deut-
schen Telekom AG ist zu beachten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme der Deutschen Tele-
kom AG sowie die anliegenden Leitungs-
pläne wurden zur entsprechenden Be-
rücksichtigung bei der Koordination der 
Erschließungsmaßnahmen an die zu-
ständige Dienststelle (Referat 0600) wei-
tergegeben 
 

 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wurde teilweise be-
rücksichtigt. Der Bebauungsplanentwurf 
wurde entsprechend geändert/ ergänzt. 
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Stellungnahme Nr. 5 
Schreiben von BS energy 
vom 19. März 2010 

Stellungnahme der Verwaltung 

 
Zur Aufstellung des Bebauungsplanes 
haben wir gemäß § 4 (2) BauGB folgende 
Einwände: 
 
Bei der Beteiligung zur Umweltprüfung 
wurden die Standorte der geplanten 
Ortsnetzstationen in die Nutzungsflächen 
eingetragen. Die Anlagen der Stromver-
sorgung werden fehlerhaft in den öffentli-
chen Straßenverkehrsflächen dargestellt 
– dieses ist entsprechend zu ändern. 
 
Des Weiteren schließen wir eine Bepflan-
zung der eingetragenen Stromversor-
gungs- und Wasserversorgungsleitungen 
entlang der Forststraße aus. 
 
 
 
Stromversorgung: 
Im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes "Forschungsflughafen-West", WA 70, 
befinden sich Anlagen der Stromversor-
gung. 
 
 
 
 
Für die Verlegung der Stromversorgungs-
leitungen Hermann-Blenk-Straße, Plan-
straßen A und B möchten wir Sie bitten, 
ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu-
gunsten der Stromversorgung eintragen 
zu lassen. 
 
 
 
Im beigefügten Lageplan der Stromver-
sorgung sind die geplanten Standorte der 
Trafostationen für die Stromversorgung 
eingezeichnet. Diese Standorte sind in 
den B-Plan zu übernehmen und einzutra-
gen. 
Konkretere Aussagen über die spätere 
elektrische Versorgung der Grundstücke 
am Forschungsflughafen können erst er-
folgen, wenn Angaben über die Art und 
Umfang der geplanten Nutzungen vorlie-
gen. 

 
 
 
 
 
Nach Rücksprache mit BS energy han-
delt es sich bei den geplanten Ortsnetz-
stationen um Technikgebäude, die in et-
wa der Größe einer Garage entsprechen. 
Daher wurden in Absprache mit BS 
energy für beide Ortsnetzstationen aus-
reichend große Flächen für Versorgungs-
anlagen festgesetzt. 
Die Bereiche, in denen die Strom- und 
Wasserversorgungsleitungen in die fest-
gesetzten Flächen mit Anpflanzungsge-
bot hineinragen, wurden die erforderli-
chen Schutzstreifen in die zeichnerischen 
(Fläche A-B-C-D-A) und textlichen Fest-
setzungen aufgenommen. 
 
Bereits in der Stellungnahme im Rahmen 
der Beteiligung gemäß § 4 (1) BauGB 
wurde die Stadt Braunschweig über die 
vorhandenen Leitungen informiert. Erfor-
derliche Leitungsrechte oder Schutzstrei-
fen wurden in die zeichnerischen oder 
textlichen Festsetzungen aufgenommen. 
 
Ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu-
gunsten der Stromversorgung ist nicht 
erforderlich, da die im Bebauungsplan 
festgesetzten öffentlichen Straßen der 
Öffentlichkeit/ Allgemeinheit gewidmet 
werden und somit auch für den Träger 
der Stromversorgung uneingeschränkt 
nutzbar sind. 
 
In Absprache mit BS energy wurden für 
beide Ortsnetzstationen ausreichend 
große Flächen für Versorgungsanlagen 
festgesetzt. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
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Gasversorgung: 
Im Geltungsbereich befinden sich keine 
Gasversorgungsleitungen von BS energy. 
Für die zukünftige Versorgung werden 
keine Gasversorgungsleitungen im Be-
reich Hermann-Blenk-Straße, Planstraße 
A und Planstraße B eingeplant. 
 
Wasserversorgung: 
Im westlichen Geltungsbereich (siehe 
Übersichtsplan BTPp WA 70-II) befindet 
sich eine Wasserversorgungsleitung 
(100PVC), die zu erhalten ist. Weiterhin 
ist darauf zu achten, dass für die Lei-
tungstrasse der vorhandenen Wasser-
versorgungsleitung eine ausreichende 
Schutzstreifenbreite von mind. 4 m 
(DVGW W 400-1) eingehalten werden 
muss. Innerhalb des Schutzstreifens ist 
von einer Bepflanzung mit tiefwurzelnden 
Pflanzen abzusehen. 
Für die zukünftige Versorgung des Be-
bauungsgebietes werden Wasserversor-
gungsleitungen im Bereich Hermann-
Blenk-Straße, Planstraße A und Plan-
straße B eingeplant. 
 
Betriebstelefon: 
Im östlichen Geltungsbereich befindet 
sich ein Kupfer-Fernmeldekabel mit der 
Leitungsnummer 1424. Dieses Kabel soll 
laut Bebauungsplan teilweise überpflanzt 
werden. Aus diesem Grund sind Siche-
rungsmaßnahmen zu treffen. Bei Über-
pflanzung der Kabeltrasse mit tief wur-
zelndem Gehölz muss das Kabel umge-
legt werden. 
Für den Datenaustausch der Versor-
gungsanlagen wird parallel der Stromver-
sorgung ein Kabelrohrsystem in der Her-
mann-Blenk-Straße sowie der Planstraße 
A und der Planstraße B eingeplant. 
 
Als Anlage übersenden wir Ihnen eine 
Ausführung des Bauleitplanes mit den 
von uns eingetragenen Wasser und 
Stromversorgungsleitungen sowie einen 
Bestandsplan der Datenkommunikation. 

 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
Die Leitungstrasse liegt außerhalb des 
Geltungsbereiches oder innerhalb der 
öffentlichen Verkehrsfläche. Die Berei-
che, in denen die Wasserversorgungslei-
tungen in die festgesetzten Flächen mit 
Anpflanzungsgebot hineinragen, wurden 
die erforderlichen Schutzstreifen in die 
zeichnerischen (Fläche A-B-C-D-A) und 
textlichen Festsetzungen aufgenommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
Die Umlegung der Kabeltrasse soll aus 
Kostengründen vermieden werden. Statt-
dessen wird für den erforderlichen 
Schutzbereich ein Leitungsrecht im Be-
bauungsplan festgesetzt, um eine Be-
schädigung des Kabels durch tief  
wurzelnde Gehölze zu vermeiden. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
Eine Kopie der Stellungnahme sowie der 
Anlagen wurde zur entsprechenden Be-
rücksichtigung bei der Koordination der 
Erschließungsmaßnahmen an die zu-
ständige Dienststelle (Referat 0600) wei-
tergegeben. 
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 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wurde teilweise be-
rücksichtigt. Der Bebauungsplanentwurf 
wurde entsprechend geändert/ ergänzt. 
 

Stellungnahme Nr. 6 
Schreiben der Flughafen Braun-
schweig-Wolfsburg GmbH 
vom 18. März 2010 

Stellungnahme der Verwaltung 

 
(…) Die vorliegend Planung ergänzt die 
Flächenentwicklung um den Flughafen im 
Sinne eines Gesamtkonzeptes mit dem 
Ziel der Schaffung eines Hochtechnolo-
gie-Clusters sehr sinnvoll. Sie ist daher 
grundsätzlich zu begrüßen. 
 
Seitens der Flughafen Braunschweig-
Wolfsburg GmbH werden gegen die vor-
liegend Planung keine grundsätzlichen 
Einwände erhoben. So sieht der Katalog 
der zugelassenen Nutzungsarten eine 
sinnvolle Beschränkung auf forschungs-
flughafenaffine Betriebe vor. Das Maß 
der baulichen Nutzung greift die zulässi-
ge Höhenentwicklung in Zusammenhang 
mit den Hindernisfreiflächen um den 
Flughafen herum auf. 
 
Wir regen jedoch zu zwei Aspekten fol-
gendes an: 
 
1.) Immissionsschutz 
Ausweislich der Fluglärmkarten, die der 
Stadt aus den Fluglärmgutachten zum 
Planfeststellungsantrag bekannt sind, 
liegt ein Teil des Panbereiches innerhalb 
der 60dB(A)-Isophone. Die in der Be-
gründung nur kurz erwähnten Fluglärm-
emissionen, die von den am Flughafen 
Braunschweig- Wolfsburg startenden und 
landenden Luftfahrzeugen ausgehen, 
sollten eingehender gewürdigt werden. 
Auch wenn bei solchen Planungen ein 
unmittelbarer Vergleich mit den Werten 
der DIN 18005 (Schallschutz im Städte-
bau) (die zudem für GE bei 65 dB(A) tags 
liegen) nicht möglich ist, sollte dennoch 
Sorge dafür getragen werden, dass es 
hier nicht doch zu Friktionen mit Nutzun-
gen kommt, aus denen gegenüber dem 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu diesem Thema hat der Schallgutach-
ter ergänzende Ausführungen zu den 
Fluglärmemissionen erarbeitet, um noch 
einmal explizit zu verdeutlichen, dass 
gegenüber dem Flughafenbetrieb keine 
Abwehransprüche geltend gemacht wer-
den können. Diese Ausführungen sind in 
die Begründung zum Bebauungsplan 
eingeflossen. 
Durch eine Ausweisung der Lärmpegel-
bereiche nach DIN 4109 müssen Neu-
bauten im Plangebiet sich gemäß den 
Festsetzungen auf die dargestellte Lärm-
situation durch die entsprechende schall-
technische Auslegung der Umfassungs-
bauteile (Wände, Fenster, etc.) einstellen. 
Den Belangen des Lärmschutzes gegen-
über Fluglärmemissionen ist damit aus-
reichend Rechnung getragen. 
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Flughafenbetrieb Abwehransprüche gel-
tend gemacht werden könnten. In der 
Nähe zur An- und Abflugsachse wäre 
auch über eine Nutzungsbeschränkung 
für Betriebswohnungen ähnlich den Fest-
setzungen zu den Lärmpegelbereichen 
nachzudenken. Insgesamt sollte zumin-
dest die Festsetzung von ggf. erforderli-
chen passiven Schallschutzmaßnahmen 
gegenüber Fluglärm geprüft und erforder-
lichen falls ausdrücklich unterlassen wer-
den. 
 
2.) Grünordnung 
Im Bebauungsplan wird die Bepflanzung 
großkroniger Bäume festgesetzt. Im Inte-
resse einer ökonomischen Überwachung 
der Einhaltung der Hindernisfreiheitsflä-
chen sollte die demgemäß zulässige 
Höhenentwicklung im Plan angegeben 
und die Kürzung bei Erreichen der 
Durchstoßhöhe festgesetzt werden. So-
fern die Auswahl der Baumart in das Be-
lieben des jeweiligen Investors gestellt 
wird, sollte dieser im weiteren Verfahren 
auf die Übernahme der Kosten für eine 
regelmäßige Überwachung und erforder-
lichenfalls vorzunehmende Baumkürzung 
verpflichtet werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In die textlichen Festsetzungen wurde ein 
entsprechender Absatz eingearbeitet.  
 
 
 
 
 
 
 

 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme wurde berücksichtigt. 
Der Bebauungsplanentwurf wurde ent-
sprechend geändert/ ergänzt. 
 

Stellungnahme Nr. 7 
Schreiben der 
Landwirtschaftskammer Nds. 
vom 17. März 2010 

Stellungnahme der Verwaltung 

 
Zu der Planung liegt Ihnen aus dem früh-
zeitigen Beteiligungsverfahren unsere 
Stellungnahme vom 26.10.2009 vor. 
Unseren Hinweis auf die Berücksichti-
gung einzelbetrieblicher Härten bei der 
Inanspruchnahme landwirtschaftlicher 
Nutzflächen halten wir weiterhin aufrecht. 
 
Darüber hinaus hatten wir als landwirt-
schaftlichen Belang die Forderung nach 

 
Dieser Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. Es ist nicht erkennbar, dass 
durch die Planungen einzelbetriebliche 
Härten ausgelöst werden. 
 
 
 
 
Die Umweltbelange wurden unter Aus-
wertung der vorliegenden Fachplanungen 
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einer flächensparenden naturschutzfach-
lichen Kompensation aufgestellt. Zwi-
schenzeitlich ist der Bebauungsplanent-
wurf um die Festsetzung der Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen ergänzt worden. 
Einem Plangebiet von 15,5 ha stehen 
nun Kompensationsmaßnahmen auf ei-
ner Fläche von 16,3 ha gegenüber. Die-
ser Bedarf geht durchaus über den übli-
chen Rahmen hinaus und erscheint da-
her zu hoch bemessen. Wir halten es 
insofern für angezeigt, die Bilanzierung 
noch einmal unter dem Aspekt einer flä-
chensparenden Kompensation zu prüfen 
und deren Umfang auf das unbedingt 
notwendige Maß zu beschränken. Die in 
der Wabeniederung vorgesehenen Maß-
nahmen könnten dann im Sinne eines 
Flächenpools auf andere Eingriffe kom-
pensatorisch angerechnet werden. Hier-
durch würden nicht nur Kosten gespart, 
sondern mittelbar auch die Inanspruch-
nahme landwirtschaftlicher Flächen ver-
mindert. Wir verweisen in diesem Zu-
sammenhang auf die neue Zielsetzung 
des § 15 (3) BNatSchG, der bei Kompen-
sationsmaßnahmen die Herausnahme 
landwirtschaftlicher Flächen aus der Nut-
zung reduzieren soll. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Angesichts der zu erwartenden Flächen-
versieglung ist überdies sicherzustellen, 
dass durch die geplante Regenrückhal-
tung eine zusätzliche Belastung der Vor-
flut vermeiden wird. 
 

und Gutachten erfasst und gewichtet. Für 
die Beurteilung künftiger Vorhaben i. S. 
der Eingriffs- Ausgleichsregelung erfolgte 
eine vergleichende Bewertung des der-
zeitigen Landschaftszustands mit dem 
Planzustand auf Basis des bei der Stadt 
Braunschweig regelmäßig zur Anwen-
dung kommenden Osnabrücker Modells. 
Das Osnabrücker Modell dient der Be-
messung von Eingriffsfolgen und Aus-
gleichsmaßnahmen. Dabei wird für die zu 
bilanzierenden Planungsbereiche beim 
Vergleich zwischen Bestand und Planung 
vom baurechtlich maximal zulässigen 
Nutzungs- und Versiegelungsgrad aus-
gegangen. 
Der hohe Ausgleichsbedarf ergibt sich 
insbesondere aus der zu erwartenden 
hohen Versiegelung im Gebiet, dem Feh-
len öffentlicher Grünflächen sowie der 
Überplanung der ehemaligen Obstbaum-
plantage. 
Darüber hinaus wurden im Plangebiet 
insgesamt 35 Laufkäferarten, darunter 
zwei Rote-Liste-Arten, gefunden. Die ver-
schiedenen Teilbereiche des Plangebie-
tes wurden untersucht und differenziert 
bewertet. Flächen im südwestlichen Teil-
bereich wurde eine sehr hohe Bedeutung 
(Stufe 5) beigemessen, da hier die in 
Niedersachsen seltene und stark gefähr-
detet Art Froelichs Schnellläufer in hoher 
Individuendichte festgestellt wurde. 
Aus gesamtstädtischer Sicht hat im Nah-
bereich des Flughafens dennoch die 
Entwicklung von Sonderbauflächen für 
luft- und raumfahrt- sowie flughafen- und 
verkehrstechnikbezogene Nutzungen 
Vorrang vor den übrigen Belangen, wie 
beispielsweise dem Schutz von Natur- 
und Landschaft. Daher werden der hohe 
Ausgleichsbedarf und der damit verbun-
dene hohe Flächenbedarf in Kauf ge-
nommen und an anderer Stelle im Stadt-
gebiet kompensiert. 
 
Dieser Hinweis wurde an die Stadtent-
wässerung Braunschweig GmbH zur Be-
achtung bei der Entwässerungsplanung 
weitergeleitet. 
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Die vorgenannten Punkte bitten wir im 
weiteren Verfahren zu berücksichtigen. 

 
 
Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Hinweise wurden zur Kenntnis ge-
nommen. Darüber hinaus wurde die Stel-
lungnahme nicht berücksichtigt. 
 

Stellungnahme Nr. 8 
Schreiben der Niedersächsischen 
Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr – Sachgebiet Straßenbau - 
vom 25. Februar 2010 

Stellungnahme der Verwaltung 
 

 
Die Stadtentwässerung Braunschweig 
plant die Entwässerung der Baugebiete 
WA 67, WA 70 und BI 39 westlich des 
Forschungsflughafens. 
Die Entwässerungsleitung soll in der 
Hermann-Blenk-Straße verlegt werden 
und kreuzt die Landesstraße 625 im Be-
reich der Einmündung der Hermann-
Blenk-Straße in die Landesstraße. Im 
Straßenkörper der Landesstraße soll ein 
Zulaufschacht hergestellt werden. 
Gegen die Verlegung der Entwässe-
rungsleitung im Straßenkörper der Lan-
desstraße bestehen keine grundsätzli-
chen Bedenken. Hier bedarf es der ver-
traglichen Regelung hinsichtlich eines 
Nachtrages zum Sammelvertrag Nr. 334 
vom 3./4.01.1996 zwischen der Stadt-
entwässerung Braunschweig und dem 
Geschäftsbereich Wolfenbüttel. 
Der geplante Zulaufschacht ist außerhalb 
des Straßenkörpers der Landesstraße im 
östlich angrenzenden Grünstreifen (siehe 
Lageplanausschnitt) herzustellen. 
Hinsichtlich der A 2 bitte ich zuständig-
keitshalber den Geschäftsbereich Han-
nover, Postfach 5849, 30058 Hannover, 
zu beteiligen. 

 
Zwischenzeitlich haben sich die SEBS 
und die Niedersächsische Landesbehör-
de für Straßenbau und Verkehr – Sach-
gebiet Straßenbau – auf eine Planung 
verständigt. Der Bebauungsplan setzt in 
diesem Bereich öffentliche Straßenver-
kehrsfläche fest und bleibt in seinen 
Festsetzungen hiervon unberührt. 
 
 

 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Zur Berücksichtigung des Belanges sind 
keine Änderungen oder Ergänzungen des 
Bebauungsplanentwurfes erforderlich. 
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Stellungnahme Nr. 9 
Schreiben der Stadtentwässerung 
Braunschweig GmbH 
vom 19. März 2010 

Stellungnahme der Verwaltung 

 
Das Schmutz- und Regenwasser aus den 
Geltungsbereichen WA 70 und BI 39 wird 
im Trennsystem über die Planstraßen A 
und B im freien Gefälle zur Hermann-
Blenk-Straße in Richtung Forststraße 
abgeleitet. Die Erschließung für das 
Schmutzwasser erfolgt weiterführend zur 
Forststraße nach Norden zur Altmarkt-
straße an das vorhandene Kanalnetz. 
Das Regenwasser wird in das westlich 
der Forststraße angeordnete Regenrück-
haltebecken abgeleitet. 
Im Bereich der Planstraße B westlich des 
Wendehammers (in dem Geltungsbereich 
der angrenzenden Bebauungspläne 
WA 70 und BI 39) ist davon auszugehen, 
dass eine Geländeaufhöhung von 0,50 m 
i. M. notwendig ist. Die Aufhöhung des 
Geländes dient dazu, dass die Entwässe-
rungsleitungen mit der notwendigen 
Überdeckung zum Straßenniveau herge-
stellt werden können. 
 
In den B-Plänen WA 70 und BI 39 wird 
die geplante Erschließungsstraße "Plan-
straße A" als "Bienroder Spange" ohne 
Entwässerungsleitungen bezeichnet. 
Diese Baumaßnahme soll lt. Dez. III vom 
11.03.2010 im Juli/ August 2010 starten. 
Das hat zur Folge, dass die Entsorgungs-
leitungen (Schmutz- und Regenwasser) 
zu einem späteren Zeitpunkt in den west-
lichen Straßenraum (Rad- und Gehweg) 
verlegt werden sollen. Die erforderlichen 
Rohrdurchmesser für SW und RW for-
dern einen Leitungsraumquerschnitt von 
3,0 m Breite. Es ist sicherzustellen, dass 
der Rohrgraben 1,0 m von der Grund-
stücksgrenze nach Osten erst beginnen 
kann. 
(…) In den textlichen Festsetzungen und 
Hinweisen ist unter Pkt. D Hinweise 4. 
zusätzlich der Wortlaut vorzusehen: 
Textbaustein: In den Gewerbegebieten 
WA 70 und BI 39 wird die zulässige Re-
genwassereinleitmenge von den Grund-
stücken in der Entwässerungsgenehmi-
gung festgelegt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Um potentielle Bauherren ausreichend 
über einen ggf. höheren (Kosten-)Auf-
wand bei der Erschließung zu informie-
ren, wurde ein entsprechender Hinweis 
im Bebauungsplan unter Punkt D Hinwei-
se 8. ergänzt. 
 
 
 
 
 
Da laut Straßenausbauplan Geh- und 
Radweg inkl. Sicherheitsstreifen zusam-
men eine Breite von 4,15 m aufweisen, 
ist ein Leitungsraumquerschnitt von 3,0 m 
im Abstand von 1,0 m von der Grund-
stückgrenze sichergestellt. Zur entspre-
chenden Berücksichtigung bei der Koor-
dination der Erschließungsmaßnahmen 
wird die Stellungnahme an die zuständige 
Dienststelle weitergegeben 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wurde entsprechend er-
gänzt. 
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 Vorschlag der Verwaltung: 

 
Die Belange werden teilweise bereits 
durch die bisherige Planung berücksich-
tigt. Auch darüber hinaus wurde die Stel-
lungnahme berücksichtigt. Der Be-
bauungsplanentwurf wurde entsprechend 
geändert/ ergänzt. 
 

Stellungnahme Nr. 10 
Schreiben der Technischen Universität 
Braunschweig 
vom 19. März 2010 

Stellungnahme der Verwaltung 

 
(...) Zum B-Plan haben wir folgende 
Punkte mitzuteilen: 
1. Der Feldweg der Feldmarksinteres-

sentschaft wird vom Land Nieder-
sachsen auf einer Länge von ca. 
103 m von der Hermann-Blenk-
Straße aus Richtung Norden gese-
hen erworben. Für diesen Wegab-
schnitt wird aber weiterhin die Nut-
zung für landwirtschaftliche Fahrzeu-
ge der Feldmarksinteressentschaft 
eingeräumt. Darum ist eine im B-Plan 
ausgewiesene Anpflanzung nördlich 
davon nicht möglich. Außerdem wäre 
eine Hinführung von Personen und 
Radfahrern in Richtung Süden wenig 
sinnvoll, da im Zuge des 2. Bauab-
schnittes für das NFF eine Verbin-
dung zu dem Grundstück bis zur 
Planstraße A vorgesehen ist. Der ers-
te und zweite Bauabschnitt des NFF 
sind als organisatorische Einheit an-
zusehen. 
 

2. Wie Ihnen bereits am 30.10.2009 
mitgeteilt, halten wir eine GRZ von 
0,8 bei der Gegenüberstellung mit 
den Umweltbelangen für durchaus 
begründbar. Wir bitten um eine Ände-
rung der GRZ auf 0,8. 

 

 
 
 
1. Ein Entfall der Anpflanzungsfestset-

zung auf dem Weg der Feldmarks-
interessentschaft steht den städtebau-
lichen Zielen nicht entgegen. Die 
Festsetzung wird ersatzlos gestrichen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. Die festgesetzte GRZ von 0,7 zzgl. 
der gesetzlich möglichen Überschrei-
tung erlaubt bereits jetzt eine maxima-
le Ausnutzung der Grundstücke bis 
zur GRZ 0,8. Eine weitere Erhöhung 
ist daher nicht erforderlich. 

 
 Vorschlag der Verwaltung: 

 
Die Stellungnahme wurde teilweise be-
rücksichtigt. Der Bebauungsplanentwurf 
wurde entsprechend geändert/ ergänzt. 
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Stellungnahme Nr. 11 
Schreiben der Grundstücksgesell-
schaft Braunschweig mbH 
vom 16. März 2010 

Stellungnahme der Verwaltung 

 
(…) Bei der Durchsicht der Unterlagen 
sind folgende Hinweise und Änderungs-
wünsche entstanden: 
 
1. Zu Nr. 4.1 der Begründung: 

Sollte bei der Beschreibung des Be-
standes nördlich der Hermann-Blenk-
Straße auch der Hinweis auf die Ein-
zelhausbebauung mit Garten gege-
ben werden? Sollten evtl. auch noch 
Ausführungen zur Zukunft dieser 
Nutzung aufgenommen werden? 

2. Zu Nrn. 4.6.2, 5.8.2 und 7 der Be-
gründung sowie Teil A VII 1. der 
Textlichen Festsetzungen und Hin-
weise: 
Die Größe der Ausgleichsfläche A ist 
den Unterlagen nicht eindeutig zu 
entnehmen. So heißt es: 
- ca. 16,3 ha unter Nr. 4.6.2 der Be- 
  gründung 
- ca. 14,71 ha unter Nrn. 5.8.2 und 7 
  der Begründung 
- ca. 13,51 ha (Summe aus 7,5 ha + 
  2, 45 ha + 3,56 ha) unter Teil A. VII  
  1. der Textlichen Festsetzungen und 
  Hinweise 
 
Außerdem wird unter "Maßnahmen 
Ausgleichsfläche B" auf Seite 25 der 
Begründung darauf hingewiesen, 
dass der Ausgleich des Verlustes von 
Beeinträchtigungen von Offenlandar-
ten andere Artengruppen auf einer 
Teilfläche von ca. 1,8 ha in der Wa-
be-Niederung realisiert wird – sind 
diese ca. 1,8 ha zusätzlich zu den un-
ter "Maßnahmen Ausgleichsfläche A" 
genannten Flächen zu realisieren 
oder darin bereits enthalten? 
 

3. Zum Umfang der Ausgleichsflächen: 
Abgesehen von den Ausführungen 
zum Laufkäfer (zwei Rote-Listen-
Arten und eine in Niedersachsen (!) 
seltene und stark gefährdete Art) sind 

 
 
 
 
 
1. Da es sich hierbei um eine ungeneh-

migte Nutzung handelt, die durch die-
sen Bebauungsplan nicht legalisiert 
werden soll, wurde sowohl auf einen 
Hinweis im Bestand als auch auf Aus-
führungen zur Zukunft verzichtet. 
 

 
2. Die Angaben wurden korrigiert bzw. 

zum besseren Verständnis modifiziert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
3. Die Umweltbelange wurden unter 

Auswertung der vorliegenden Fach-
planungen und Gutachten erfasst und 
gewichtet. Für die Beurteilung künfti-
ger Vorhaben i. S. der Eingriffsrege- 
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in der Begründung zum Bebauungs-
plan keine außergewöhnlichen Beein-
trächtigungen der Umwelt erläutert, 
die es in den Augen des Lesers 
rechtfertigen würden, dass die für ex-
terne Ausgleichsmaßnahmen vorge-
sehenen Flächen größer sein müs-
sen als die vom Plangeltungsbereich 
betroffenen Flächen. – insbesondere 
angesichts der bereits innerhalb des 
Plangeltungsbereiches vorgesehenen 
Grünmaßnahmen (Straßenbäume, 
Grünflächen 1 und 2 sowie die Vor-
gabe gemäß Teil A. VI 3.1 der Textli-
chen Festsetzungen und Hinweise, 
dass mindestens 20 % der privaten 
Grundstücksflächen zu begrünen, 
mindestens 10 % qualifiziert zu be-
grünen sind). 
Mit Rücksicht auf den wirtschaftlichen 
Einsatz von Grund und Boden bitte 
ich daher um kritische Überprüfung 
des Umfanges der Ausgleichsflä-
chen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4. Zu Nr. 4.6.2. der Begründung sowie 
Teil A. VII 1. der Textlichen Festset-
zungen und Hinweise: 

 Das Flurstück 860 der Gemarkung 
Rautheim, Flur 3, ist zerlegt worden 
in die Flurstücke 860/1 und 860/2. Ich 

lung erfolgte eine vergleichende Be-
wertung des derzeitigen Landschafts-
zustands mit dem Planzustand auf 
Basis des bei der Stadt Braunschweig 
regelmäßig zur Anwendung kommen-
den Osnabrücker Modells. Das Os-
nabrücker Modell dient der Bemes-
sung von Eingriffsfolgen und Aus-
gleichsmaßnahmen. Dabei wird für 
die zu bilanzierenden Planungsberei-
che beim Vergleich zwischen Bestand 
und Planung vom baurechtlich maxi-
mal zulässigen Nutzungs- und Ver-
siegelungsgrad ausgegangen. 
Der hohe Ausgleichsbedarf ergibt sich 
insbesondere aus der zu erwartenden 
hohen Versiegelung im Gebiet, dem 
Fehlen öffentlicher Grünflächen sowie 
der Überplanung der ehemaligen 
Obstbaumplantage. 
Darüber hinaus wurden im Plangebiet 
insgesamt 35 Laufkäferarten, darunter 
zwei Rote-Liste-Arten, gefunden. Die 
verschiedenen Teilbereiche des Plan-
gebietes wurden untersucht und diffe-
renziert bewertet. Flächen im süd-
westlichen Teilbereich wurde eine 
sehr hohe Bedeutung (Stufe 5) bei-
gemessen, da hier die in Niedersach-
sen seltene und stark gefährdetet Art 
Froelichs Schnellläufer in hoher Indi-
viduen-dichte festgestellt wurde. 
Aus gesamtstädtischer Sicht hat im 
Nahbereich des Flughafens dennoch 
die Entwicklung von Sonderbauflä-
chen für luft- und raumfahrt- sowie 
flughafen- und verkehrstechnikbezo-
gene Nutzungen Vorrang vor den üb-
rigen Belangen, wie beispielsweise 
dem Schutz von Natur- und Land-
schaft. Daher werden der hohe Aus-
gleichsbedarf und der damit verbun-
dene hohe Flächenbedarf in Kauf ge-
nommen und an anderer Stelle im 
Stadtgebiet kompensiert. 
 

4. Die Angaben wurden korrigiert. 
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bitte um Ermittlung der betroffenen 
Fläche/n und Überarbeitung der an-
gaben. 
 

5. Zu Nrn. 5.8.4 und 7 der Begründung 
sowie Teil A. VIII 2. der Textlichen 
Festsetzungen und Hinweise: 
M. E. ist es zumindest verwirrend, 
dass 
- gemäß Teil A. VIII 2. der Textlichen 
  Festsetzungen und Hinweise alle  
  unter A. VII genannte Flächen und 
  Maßnahmen, das heißt also Aus- 
  gleichsfläche A und die Ausgleichs- 
  fläche B den Sondergebieten 
  (84,06%) und den öffentlichen Ver- 
  kehrsflächen (15,94%) zugeordnet 
  werden 
- jedoch unter Nr. 5.8.4 der Begrün- 
  dung nur die Ausgleichsfläche A 
  den Sondergebieten (83,59%) und 
  den öffentlichen Verkehrsflächen 
  (13,879%) zugeordnet wird 
- und dass die Prozentsätze unter 
  Teil A. VIII 2. der Textlichen Fest- 
  setzungen nicht mit den unter Nr. 7 
  der Begründung genannten prozen- 
  tualen Anteilen der Sondergebietes 
  und öffentlichen Verkehrsflächen 
  entsprechen. 
Wegen Ihres Hinweises, dass die 
Zuordnung zwingende Vorausset-
zung für die Abrechnung über eine 
"Satzung über die Erhebung von Kos-
tenerstattungsbeträgen" ist, bitte ich 
um Vereinheitlichung oder Erläute-
rung der abweichenden Darstellun-
gen. 
 

6. Zu Nr. 8.2.1 der Begründung (Kos-
ten): 
Die GGB schlägt folgende Fassung 
vor: 
"Über die Flächen, die vorgesehen 
sind 
- als nördliche Erweiterungsfläche der 
  Hermann-Blenk-Straße im Bereich 
  zwischen Forststraße und Planstra- 
  ße A 
- für den Ausbau der Planstraßen A 
  und B 
- als östliche Teil der Fuß- und Rad- 

 
 
 
 

5. Die Angaben wurden korrigiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

6. Der Textvorschlag wurde übernom-
men, soweit es sich um die öffentli-
chen Verkehrsflächen handelt. Eine 
Übernahme in Bezug auf die öffentli-
chen Grünflächen hat sich erübrigt, da 
diese mittlerweile nicht mehr Bestand-
teil der Planung sind. 
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  wegeverbindung zwischen der 
  Forststraße und dem Haltepunkt der 
  RegioStadtBahn 
- für die Herstellung der öffentlichen 
  Grünfläche 1 
liegt der städtischen Grundstücksge-
sellschaft Braunschweig mbH (GGB) 
ein bis zum 31.12.2013 befristetes 
notarielles Kaufangebot der betroffe-
nen Grundstückseigentümer vor. 
Die für die Herstellung der öffentli-
chen Grünfläche 2 vorgesehene Flä-
che steht im Eigentum der GGB. 
Zur Umsetzung des Planes wird die 
Stadt Braunschweig die als öffentli-
che Verkehrs- und Grünflächen vor-
gesehenen Flächen von der GGB 
erwerben. Zusätzlich ist der Erwerb 
von Teilgrundstücken für den End-
ausbau der Hermann-Blenk-Straße 
zwischen Planstraße A und östlicher 
Grenze des Geltungsbereiches not-
wendig, da dieser über die derzeitige 
Parzelle hinausgeht. 
Die Kosten werden sich auf ca. ??? 
Euro belaufen. 
Die Flächen zur Herstellung des Re-
genrückhaltebeckens westlich der 
Forststraße sind bereits von der Stadt 
Braunschweig erworben worden (au-
ßerhalb des Geltungsbereiches). 

7. Zu 8.2.2 der Begründung (Finanzie-
rung): 
M. E. kann Satz 1 gestrichen werden, 
weil die Finanzierung des Grunder-
werbes bereist unter 8.2.1 der Be-
gründung erläutert wird. 

8. Zu Nr. 8.2.4 der Begründung (Finan-
zierung): 
"Die Herstellung … auf die Umset-
zung einzelner Vorhaben im Gel-
tungsbereich des WA 70 erfolgen." 

9. Zu Nr. 8.2.5 der Begründung (Finan-
zierung): 
"Die Finanzierung wird … aus den 
jeweiligen Ggebührenhaushalten fi-
nanziert." 

10. Zu Nr. 9 der Begründung: 
M. E: sollten neben den als öffentli-
che Verkehrsflächen festgesetzten 
Flächen auch die als öffentliche 
Grünflächen festgesetzten Flächen 
genannt werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
7. bis 10. 
Die Rechtschreibfehler wurden korrigiert. 
Die Modifizierungen wurden nicht über-
nommen. 
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11. Zur zeichnerischen Darstellung der 
Anpflanzungsfestsetzung auf dem 
Flurstück 142/408 der Gemarkung 
Waggum, Flur 6 (…): 
Im Rahmen der TÖB-Beteiligung ge-
mäß § 4 Abs. 1 BauGB war vorgese-
hen, den angesiedelten Unternehmen 
über diese Fläche Zugang zum Roll-
feld zu ermöglichen. Ist diese Mög-
lichkeit durch die Anpflanzungsfest-
setzung nun vollkommen ausge-
schlossen? 

(…) 

11. Die Anpflanzungsfestsetzung auf 
dem Flurstück 142/408 ist mittlerwei-
le nicht mehr Bestandteil der Pla-
nung (siehe auch Stellungnahme 
Nr. 9). Somit steht sie einem direk-
ten Zugang zum Rollfeld nicht ent-
gegen. 

 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Den Anregungen wurde teilweise gefolgt. 
Der Bebauungsplanentwurf wurde ent-
sprechend geändert/ ergänzt. 
 

 
 
 


